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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zu der Vorlage in seiner Sitzung am 10. Ok- 
tober 1952 gemäß Anikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung 
genommen und die Änderungen in Anlage 2 vorgeschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist als Anlage 3 bdgefügr. 

Dr. Adenauer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Besoldungsrechts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

KAPITEL I 

Änderung des Besoldungsgesetzes 

§ 1 

Das Besoldungsgesetz vom 16. Dezember 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) in der nach 
§ 2 Buchst, b des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse der im 
Dienst des Bundes stehenden Personen vom 
17. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 207) und 
dem Zweiten Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Besoldungsrechts vom 20. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 582) für den 
Bund geltenden Fassung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 6 erhält folgende Fassung: 

„Die im Verhältnis eines Beamten des 
Reichs, des Bundes, eines Landes, einer 
Gemeinde oder einer sonstigen Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts verbrachte 
Zeit kann im Einvernehmen mit der ober- 
sten Bundesbehörde auf das Besoldungs- 
dienstalter angerechnet werden. Eine 
außerhalb des Beamtenverhältnisses ver- 
brachte Zeit darf nur zur Hälfte auf das 
Besoldungsdienstalter angerechnet wer- 
den und nur insoweit, als die Zeit nach 
Vollendung des 30. Lebensjahres liegt 
und für die spätere Beamtendienstzeit 
förderlich war. Eine Zeit ist als förderlich 
zu betrachten, wenn die in ihr ausgeübte 
Tätigkeit mindestens den Tätigkeitsmerk- 
malen der nächstniedrigeren Laufbahn- 
gruppe entspricht. 

Die Anrechnung erfolgt auf das Besol- 
dungsdienstalter der Eingangsgruppe der 
Laufbahngruppe. In den Fällen des 
Satzes 1 können die Ausführungsbestim- 
mungen die Anrechnung bis auf das Be- 
soldungsdienstalter der Anstellungsgruppe 
ausdehnen.“ 


2. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ledige Beamte bis zum vollendeten 
vierzigsten Lebensjahr erhalten anstelle 
des Wohnungsgeldzuschusses, der sich nach 
§ 9 ergeben würde, den der nächstniedri- 
geren Tarifklasse. Ledige Beamte erhalten 
den Wohnungsgeldzuschuß für Verhei- 
ratete, solange sie im eigenen Hausstand 
ihrem unehelichen Kinde Wohnung und 
Unterhalt gewähren.“ 

3. § 10 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Die einschränkende Bestimmung 
im Abs. 1 Satz 1 gilt nicht für Geistliche.“ 

4. In § 12 Abs. 2 wird der letzte Satz ge- 
strichen. 

5. § 12 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bis zur Neuaufstellung des Orts- 
klassenverzeichnisses kann der Bundesmi- 
nister der Finanzen mit Zustimmung des 
Bundesrates in besonders begründeten 
Ausnahmefällen einzelne Orte oder Orts- 
teile in eine andere Ortsklasse einreihen.“ 

6. § 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Beamten erhalten für jedes 
eheliche Kind bis zum vollendeten vier- 
undzwanzigsten Lebensjahr einen Kinder- 
zuschlag. Dieser beträgt für Kinder bis 
zum vollendeten sechsten Lebensjahr mo- 
natlich 20 DM, bis zum vollendeten sech- 
zehnten Lebensjahr monatlich 30 DM und 
bis zum vollendeten vierundzwanzigsten 
Lebensjahr monatlich 40 DM.“ 

7. § 17 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Zeit einer vollen gleichzube- 
wertenden Tätigkeit im Öffentlichen 
Dienst wird in vollem Umfange auf das 
Diätendienstalter angerechnet. Sonstige 
Zeiten einer vollen Tätigkeit können im 


2 



Einvernehmen mit der obersten Bundes- 
behörde zur Hälfte auf das Diätendienst- 
alter angerechnet werden, soweit sie für 
die spätere Beamtentätigkeit förderlich 
waren. Wird eine praktische Beschäfti- 
gung als Vorbedingung für die Über- 
nahme in das Beamtenverhältnis gefor- 
dert, so kann sie in diesem Umfange voll 
angerechnet werden, wenn die Hälfte der 
Gesamtdienstzeit dahinter zurückbleib 
Die hiernach anzurechnende Zeit ist u _ 
die an der vorgeschriebenen Dauer des 
Vorbereitungsdienstes fehlende Zeit- 
spanne zu verkürzen, soweit ein Vorbe- 
reitungsdienst nicht abgeleistet worden 


§ 2 

Die dem Besoldungsgesetz vom 16. Dezem- 
ber 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) als Anla- 
gen beigegebenen Besoldungsordnungen A 
(aufsteigende Gehälter), B (feste Gehälter) 
und H (Hochschullehrer) sowie die Diäten- 
ordnung für die außerplanmäßigen Beamten 
in der nach § 2 Buchst, b des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse 
der im Dienst des Bundes stehenden Perso- 
nen vom 17. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 
207) und dem Zweiten Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Besoldungsrechts 
vom 20. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 582) für den Bund geltenden Fassung wer- 
den wie folgt geändert: 

L 

Besoldungsordnung A 

1. Die Angaben über die Zuweisung zu den 
T arif klassen des W ohnungsgeldzuschus- 
ses erhalten folgende Fassung: 

a) bei den Besoldungsgruppen 1 a, 1 b 
und 1 c 

Wohnungsgeldzuschuß: II 

b) bei den Besoldungsgruppen 2 a, 2 c 1, 
2 c 2, 2 d, 2 e, 3 a, 3 b, 3 c, 3 d und 3 e 
Wohnungsgeldzuschuß: III 

c) bei den Besoldungsgruppen 4 a 1, 4 a 2, 
4 b 2, 4 c 1, 4 c 2, 4 d, 4 e, 4 f , 5 a 
und 5 b 

Wohnungsgeldzuschuß: IV 


d) bei den Besoldungsgruppen 9 a, 10 a, 
10 b und 11 ' 

Wohnungsgeldzuschuß: V 

2. Die Besoldungsgruppe 8 b wird gestrichen. 

3. In Besoldungsgruppe 5 b wird eingefügt: 

„Werkstattlehrer an Berufsschulen". 

4. In Besoldungsgruppe 4 c 2 wird 

a) eingefügt: „Technische Lehrer an Be- 
rufsschulen", 

b) hinter „Lehrer an den Volksschulen, 
soweit nicht in der Besoldungsgruppe" 

aa) die Bezeichnung „A 4 b 2" durch 
„A 4 a 2" ersetzt, 
bb) eingefügt: 
die Ziffer „ 10 )"> 

c) am Schlüsse eingefügt: 

„10) Bjs zu einem Sechstel der Volk 
schullehr^r einschließlich der Alleinstehende, 
und E aten Lehrer sowie der Konrektoren 
(künftig wegfallend) können bei Bewährung 
2 Jahre nach Erreichen des Endgrundgehalts 
eine ruhegehaltfähige und unwiderrufliche 
Stellenzulage erhalten. Diese beträgt bei 
Volksschullehrern 800 DM, bei Alleinstehen- 
den und Ersten Lehrern sowie bei Konrektoren 
(künftig wegfallend) 500 DM.“ 

5. In Besoldungsgruppe 4 c 1 wird einge- 
fügt: 

a) hinter „Konrektoren an Volksschulen 
mit mindestens 14 Schulstellen" die 
Bezeichnung „(künftig wegfallend)“ 
sowie die Ziffer „ 3 )", 

b) am Schlüsse: 

„3) Können entsprechend der Fußnote 10) 
zu Besoldungsgruppe A 4 c 2 eine ruhegehalt- 
fähige und unwiderrufliche Stellenzulage von 
500 DM erhalten.“ 

6. In Besoldungsgruppe 4 b 1 wird 

a) eingefügt: 

aa) „Fachberater an Volksschulen 8 )," 
bb) am Schlüsse: 

„8) Diese Stellen müssen sich im 
Rahmen der für bewährte Volksschul- 
lehrer zugelassenen Zahl von Zulage- 
stellen entsprechend der Fußnote 10) 
zu Besoldungsgruppe A 4 c 2 halten.“, 
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b) gestrichen 

aa) Hauptlehrer 

als Leiter von Hilfsschulen mit 
3 und 4 Schulstellen, 
als Leiter von Volksschulen mit 
3 bis 6 Schulstellen/' 

bb) „Rektoren als Leiter von Hilfs- 
schulen mit mindestens 5 Schul- 
stellen 7 ), 

Rektoren als Leiter von Volks- 
schulen mit mindestens 7 Schul- 
stellen 7 )“, 
cc) die Fußnote 7. 

7. Die Besoldungsgruppe 4 a 2 erhält fol- 
gende Fassung: 

„Besoldungsgruppe 4 a 2. Abteilung 
(abgekürzt 4 a 2) 

3600 — 3850 — 4100 — 4350 — 4600 — 
4800 — 5000 — 5200 — 5400 — 5600 
— 5800 Wohnungsgeldzuschuß: IV 
Berufsschullehrer x ) 2 ), 

Hauptschullehrer 2 ), 

Hilfsschullehrer 2 ), 

Mittelschullehrer (Realschullehrer) 2 ), 
Oberlehrer bei den Justizvollzugsanstal- 
ten, 

Oberschullehrer 2 ). 

Berufsschullehrer, bei " denen auf Grund 
ihrer Lehraufgabe die Ablegung der Prü- 
fung als Diplomingenieur, Diplomhandels- 
lehrer oder Diplomlandwirt als Anstellungs- 
voraussetzung vorgeschrieben ist oder an 
die andere Sonderanforderungen gestellt 
werden, können eine ruhegehaltfähige und 
unwiderrufliche Stellenzulage bis zu 1200 
DM erhalten. 

*) Bis zu einem Sechstel der Lehrer können, 
soweit sie nicht schon durch eine Zulage 
auf Grund der Fußnote 1 ) herausgehoben 
sind, 2 Jahre nach Erreichen des Endgrund- 
gehalts eine ruhegehaltfähige und unwider- 
rufliche Stellenzulage von 400 DM er- 
halten.* 

8. In Besoldungsgruppe 3 d wird eingefügt: 

a) „Hauptlehrer als Leiter von Hilfsschu- 
len mit 3 und 4 Schulstellen 1 ), 
Hauptlehrer als Leiter von Volksschu- 
len mit 3 bis 6 Schulstellen, 

Rektoren als Leiter von Volksschulen 
mit 7 bis 15 Schulstellen 1 ),“ 

b) hinter „Hauptschulkonrektoren an 
Hauptschulen mit mindestens 8 Klas- 
sen“ sowie hinter „Mittelschulkonrek- 
toren an Mittelschulen mit mindestens 
8 Klassen“ die Bezeichnung „(künftig 
wegfallend)“, 


c) hinter „Hauptschulrektoren als Leiter 
von Hauptschulen mit bis zu 4 Klas- 
sen“ sowie hinter „Mittelschulrekto- 
ren als Leiter von Mittelschulen mit 
bis zu 4 Klassen“ die Ziffer „ J )“, 

d) am Schlüsse: 

„1) Erhalten eine ruhegehaltfähige und un- 
widerrufliche Stellenzulage von 200 DM.“ 

9. In Besoldungsgruppe 3 c wird 

a) eingefügt: 

„Leiter von Berufsschulen mit 2 un 
3 planmäßigen Lehrerstellen, 
Berufsschullehrer als Fachberater mit 
der Befugnis zur Anleitung von Lehr- 
kräften in einer Berufsgruppe, wenn 
für diese Gruppe keine Fachvorsteher 
vorhanden sind,“ 

b) gestrichen: 

„Hauptschulrektoren als Leiter von 
Hauptschulen mit 5 bis 7 Klassen,“ 
„Mittelschulrektoren als Leiter von 
Mittelschulen mit 5 bis 7 Klassen,“. 

10. In Besoldungsgruppe 3 b wird 

a) eingefügt: 

„Rektoren als Leiter von Hilfsschulen 
mit mindestens 5 Schulstellen“, 
„Rektoren als Leiter von Volksschu- 
len mit mindestens 16 Schulstellen“, 

b) bei „Hauptschulrektoren“ und „Mit- 
telschulrektoren“ statt der Abgren- 
zung „mit mindestens 8 Klassen“ 
gesetzt: 

„mit 5 bis 7 Klassen“. 

11. In Besoldungsgruppe 3 a wird eingefügt: 

„Leiter von Berufsschulen mit mindestens 
4 planmäßigen Lehrerstellen, soweit nicht 
in der Besoldungsgruppe A 2 c 2, 

Ständige Vertreter der in BesGr. A 2 c 2 
eingestuften Leiter von Berufsschulen, 

Fachvorsteher an Berufsschulen mit min- 
destens 14 planmäßigen Lehrerstellen, 
darunter mindestens 4 Stellen derselben 
Fachrichtung oder Berufsgruppe“. 

12. In Besoldungsgruppe 2 d wird eingefügt: 

„Haupt schulrektoren als Leiter von 
Hauptschulen mit mindestens 8 Klassen, 

Mittelschulrektoren (Realschulrektoren) 
als Leiter von Mittelschulen (Realschulen) 
mit mindestens 8 Klassen“, 
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13. In Besoldungsgruppe 2 c 2 wird eingefügt: 

a) „Leiter von Berufsschulen mit minde- 
stens 2000 Schülern oder Schülerinnen 
und mindestens 14 planmäßigen Leh- 
rerstellen“, 


b) hinter 

„Amtsgerichtsräte“ 

„Studienräte“ 


die Ziffer 


c) am Schlüsse: 

„4) Bis zu einem Sechstel der Amtsgerichts- 
räte und der Studienräte können 2 Jahre nach 
Erreichen des Endgrundgehalts eine ruhe- 
gehaltfähige und unwiderrufliche Stellen- 
zulage von 800 DM erhalten“. 


14. In Besoldungsgruppe 2 c 1 wird eingefügt: 

a) hinter „Oberamtsrichter 1 )“ 
und hinter 
„Oberstudienräte 

an Höheren Schulen 

als Leiter der Studien- 
seminare für das Lehr- 
amt an Höheren Schu- 
len, 

als Leiter von Schüler- 
heimen mit minde- 
stens 40 Schülern, 

als Leiter von Zubrin- 
geschulen, 

als ständige Vertreter 
der Leiter von Voll- 
schulen mit minde- 
stens 8 Klassen, mit 
Sonderaufgaben auf 
dem Gebiet der Schul- 
aufsicht,“ 

die Ziffer „ 2 )“, 

b) am Schlüsse: 

„2) Erhalten 2 Jahre nach Erreichen des 
Endgrundgehalts eine ruhegehaltfähige und 
unwiderrufliche Stellenzulage von 400 DM“. 

15. In Besoldungsgruppe 2 b wird hinter 
„Oberstudienräte als ständige Vertreter 
der Leiter besonders bedeutender Höhe- 
rer Schulen,“ der Zusatz eingefügt: „ins- 
besondere solcher Vollanstalten, die stän- 
dig in mindestens 7 Klassen doppelt ge- 
führt werden,“. 


16. In Besoldungsgruppe 2 a wird eingefügt: 

„Oberregierungsräte und Regierungsräte 
als Mitglieder beim Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungs- und Bausparwesen“. 

17. In Besoldungsgruppe lb wird eingefügt: 

a) „Abteilungsdirektoren und Professo- 
ren des Bundesgesundheitsamtes“, 

b) hinter „Oberstudiendirektoren als 
Leiter besonders bedeutender Höhe- 
rer Schulen“ der Zusatz: 

“, insbesondere solcher Vollanstalten, 
die ständig in mindestens 7 Klassen 
doppelt geführt werden“. 

18. In Besoldungsgruppe la wird eingefügt: 

„Erste Direktoren und Professoren des 
Bundesgesundheitsamtes“ , 

„Vizepräsident des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen“. 


II. 

Besoldungsordnung B 

1. Die Angabe über die Zuweisung zu den 
Tarifklassen des Wohnungsgeldzuschusses 
erhält bei Besoldungsgruppe 10 folgende 
Fassung: 

Wohnungsgeldzuschuß: II 

2. Es werden eingefügt: 

a) bei Besoldungsgruppe 2: 

„Präsident des Bundesverfassungsge- 
richtes“, 

b) bei Besoldungsgruppe 3 a: 
„Vizepräsident des Bundesverfassungs- 
gerichtes“, 

c) bei Besoldungsgruppe 4: 
„Bundesrichter beim Bundesverfas- 
sungsgericht“, 

„Präsident des Hauptprüfungsamtes 
für die Deutsche Bundesbahn“, 

d) bei Besoldungsgruppe 6: 

„Präsident des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen“, 

e) bei Besoldungsgruppe 7 a: 

„Präsident der Außenhandelsstelle für 
Erzeugnisse der Ernährung und Land- 
wirtschaft“, 
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f) bei Besoldungsgruppe 8: 

„Präsident des Deutschen Hydrogra- 
phischen Instituts“, 

g) bei Besoldungsgruppe 9: 

„Präsident der Bundesanstalt für Le- 
bensmittelforschung in Karlsruhe“. 

III. 

Besoldungsordnung H 

Die Angaben über die Zuweisung zu den 
Tarifklassen des Wohnungsgeldzuschusses er- 
halten bei den Besoldungsgruppen 1 a und 
1 b folgende Fassung: 

Wohnungsgeldzuschuß: II 

IV. 

Diätenordnung für die außerplanmäßigen 
Beamten 

In der Aufstellung der Diätensätze wird 

a) die bisherige Eintragung zu BesGr. 
A 4 a 2 gestrichen, 

b) hinter BesGr. A 3 c eingefügt: 
„A 4 a 2“. 

V. 

Aufstellung 

des Wohnungsgeldzuschusses 

Die Aufstellung des Wohnungsgeldzuschus- 
ses (Anlage 4) zum Besoldungsgesetz vom 16. 
Dezember 1927, (Reichsgesetzbl. I S. 349) er- 
hält die aus der beigefügten Anlage ersicht- 
liche Fassung. 

KAPITEL II 

Änderung der Besoldungsordnung für die 
Beamten der Deutschen Bundesbahn 

§ 3 

I. 

Die Besoldungsordnung für die Reichs- 
bahnbeamten vom 10. Januar 1928 (Reichs- 
ministerialblatt S. 204) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Satz 2 werden die Worte „§ 21 
Reichsbahngesetz“ durch die Worte 
„§ 23 Bundesbahngesetz“ ersetzt. 

2. § 2 Ziffer 1 und 2 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„1. Das Grundgehalt wird den plan- 
mäßigen Beamten nach den Besol- 
dungsplänen A für aufsteigende Ge- 


hälter (Anlage 1 a), B für feste Ge- 
hälter (Anlage 1 b) gewährt. 

2. Die Grundgehälter werden, soweit 
nicht feste Gehälter vorgesehen sind, 
nach Dienstaltersstufen geregelt. Sie 
steigen von zwei zu zwei Jahren bis 
zur Erreichung des Endgrundgehalts. 
Die Dienstalterszulagen werden vom 
Ersten des Monats an gezahlt, in den 
der Eintritt in die neue Dienstalters- 
stufe fällt.“ 

3. § 6 Ziffer 7 erhält folgende Fassung: 

„Beim Übertritt aus einer Besoldungs- 
gruppe in eine andere mit niedrigerem 
Endgrundgehalt setzt der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn das Besoldungs- 
dienstalter fest“. 

4. § 10 Ziffer 2 erhält folgende Fassung: 

„Welcher Ortsklasse ein Ort außerhalb 
Deutschlands zuzuweisen ist, bestimmt 
der Bundesminister für Verkehr im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen“. 

5. In § 12 Ziffer 5 werden die Worte „Der 
Reichsverkehrsminister“ durch die Worte 
„Der Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn“ ersetzt. 

6. § 15 erhält folgende Fassung: 

„Beamte im Vorbereitungsdienst kön- 
nen Unterhaltszuschüsse in Anlehnung an 
die für die sonstigen Beamten des Bundes 
geltenden Bestimmungen erhalten.“ 

7. § 20 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 
„Für die Abrundung der auszuzahlen- 
den Beträge gelten die vom Bundesmini- 
ster der Finanzen erlassenen Bestimmun- 
gen.“ 

8. § 24 erhält folgende Fassung: 

„Die Dienstbezeichnungen, die diese 
Besoldungsordnung für die Beamten der 
Besoldungsgruppen 17 a bis 6 vorsieht, 
können auf Vorschlag des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbahn durch den Bundes- 
minister für Verkehr festgesetzt oder ge- 
ändert werden.“ 

9. § 30 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister für Verkehr er- 
läßt auf Vorschlag oder nach Anhörung 
des Vorstandes der Deutschen Bundes- 
bahn und im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen die Ausfüh- 
rungsbestimmungen zu dieser Besoldungs- 
ordnung (Besoldungsvorschriften). § 22 
Bundesbahngesetz bleibt unberührt.“ 
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II. 

In die Besoldungsordnung wird folgende 
Bestimmung eingefügt: 

4 31 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen die Besoldungsord- 
nung für die Beamten der Deutschen Bundes- 
bahn und ihre Anlagen den durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Be- 
soldungsrechts vom 20. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 582) und dieses Gesetz sowie 
durch künftige Gesetze getroffenen Ände- 
rungen des Besoldungsgesetzes und seiner 
Anlagen durch Rechtsverordnung anzu- 
passen/ 6 

§ 4 

Der der Besoldungsordnung für die Reichs- 
bahnbeamten als Anlage 1 beigebene Besol- 
dungsplan wird wie folgt geändert: 

I. 

Die Besoldungsgruppen 4 a, 9 a, 14 a, O 14, 
0 15, 0 16, 0 17 und O 17 a werden ge- 
strichen. Soweit noch Beamte solcher Besol- 
dungsgruppen vorhanden sind, werden sie in 
die der Ordnungszahl ihrer bisherigen Besol- 
dungsgruppe entsprechende Besoldungs- 
gruppe übergeführt. Das Besoldungsdienst- 
alter bleibt unverändert. 

II. 

Die Angaben über die Zuweisung zu den 
Tarifklassen des Wohnungsgeldzuschusses er- 
halten folgende Fassung: 

a) bei den Besoldungsgruppen 1, 1 a Woh- 
nungsgeldzuschuß: II 

b) bei den Besoldungsgruppen 2, 3, 4 und 
5 Wohnungsgeldzuschuß: III 

c) bei den Besoldungsgruppen 6, 7, 7 a, 7 b 
und 8 Wohnungsgeldzuschuß: IV 

d) bei den Besoldungsgruppen 9, 10, 11, 12, 
13, 14, 15, 16, 17 und 17 a Wohnungs- 
geldzuschuß: V 

III. 

Der bisherige Besoldungsplan (Anlage 1 der 
Besoldungsordnung) wird als Besoldungsplan 
A für aufsteigende Gehälter Anlage 1 a. 

IV. 

Für die Beamten mit festen Gehältern 
wird als Anlage 1 b der Besoldungsplan B 
wie folgt aufgestellt: 


„Besoldungsplan B 
Besoldungsgruppe 2 

jährlich 26 500, — DM, 

monatlich 2 208,34 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: I 

Der Vorsitzer und die weiteren Mitglieder 
des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn 

Besoldungsgruppe 4 


jährlich 19 000, — DM, 

monatlich 1 583,34 DM. 


Wohnungsgeldzuschuß: I 

Abteilungsleiter in der Hauptverwaltung der 

Deutschen Bundesbahn 

Besoldungsgruppe 6 


jährlich 17 000, — DM, 

monatlich 1 416,67 DM. 


Wohnungsgeldzuschuß: II 

Bundesbahndirektionspräsidenten als Präsi- 
denten einer Generalbetriebsleitung, einer 
Bundesbahndirektion oder eines Bundesbahn- 
Zentralamtes 

Besoldungsgruppe 7 a 


jährlich 16 000, — DM, 

monatlich 1 333,34 DM. 


Wohnungsgeldzuschuß: II 
Unterabteilungsleiter in der Hauptverwal- 
tung der Deutschen Bundesbahn, 
Bundesbahndirektionspräsidenten als Präsi- 
denten einer Bundesbahndirektion*) oder des 
Eisenbahn-Sozialamtes. 

*) Nur in den vom Bundesminister für Verkehr im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen bestimmten Stellen.“ 

KAPITEL III 
Ortsklassenverzeichnis 
§ 5 

In dem durch die Verordnung vom 23. 
Oktober 1924 (Reichsbesoldungsblatt S. 289) 
festgelegten Ortsklassenverzeichnis wird die 
Ortsklasse D gestrichen. Alle Orte, die nach 
dem Ortsklassenverzeichnis und den hierzu 
inzwischen ergangenen Berichtigungen, Än- 
derungen und Ergänzungen der Ortsklasse D 
zugewiesen waren, werden der Ortsklasse C 
zugeteilt. 


7 



KAPITEL IV 

Besoldung der leitenden Kommunalbeamten 

§ 6 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern und mit Zustimmung 
des Bundesrats durch Rechtsverordnung 
Richtlinien über die Besoldung der leitenden 
Kommunalbeamten zu erlassen. 

KAPITEL V 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 7 

(1) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Amt befindlichen Beamten der Besol- 
dungsgruppe A 8 b behalten bei ihrer Über- 
leitung in die Besoldungsgruppe A 8 a ihr bis- 
heriges Besoldungsdienstalter. 

(2) Bei der Überleitung 

aus der BesGr. A 4 b 2 in die BesGr. A 4 a 2 
und 

aus der BesGr. A 4 a 2 (alt) in die BesGr. 
A 4 a 2 (neu) kann den Beamten ihr bis- 
heriges Besoldungsdienstalter belassen 
werden. 

(3) Bei der Überleitung 

aus der BesGr. A 4 b 1 in die BesGr. A 3 d 
oder A 3 d mit ruhegehaltfähiger Stellen- 
zulage von 200 DM und 

aus der BesGr. A 4 b 1 mit ruhegehaltfähi- 
ger Stellenzulage von 200 DM in die Bes- 
Gr. A 3 d mit ruhegehaltfähiger Stellenzu- 
lage von 200 DM 

kann das bisherige Besoldungsdienstalter der 
Beamten um 6 Jahre verbessert werden. 

(4) Die Kürzung des bisherigen Besoldungs- 
dienstalters kann bei der Überleitung 

aus der BesGr. A 4 b 1 mit ruhegehaltfähiger 
Stellenzulage von 200 DM in die BesGr. 
A 3 b auf höchstens 6 Jahre, 


aus der BesGr. A 3 c in die BesGr. A 3 b auf 
höchstens 10 Jahre und 

aus der BesGr. A 3 b in die BesGr. A 2 d auf 
höchstens 2 Jahre begrenzt werden. 

§ 8 

Die Bundesminister der Finanzen und des 
Innern erlassen die allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften. 

§9 

Dieses Gesetz sowie die auf Grund dieses 
Gesetzes ergehenden allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften gelten auch im Lande Ber- 
lin, sobald Berlin gemäß Art. 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung die Anwendung des Gesetzes be- 
schlossen hat. 

§ io 

Die Bundesminister der Finanzen und des 
Innern werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Besoldungsgesetzes und seiner Anlagen in der 
nach dem Zweiten Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 
20. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 582) und 
diesem Gesetz geltenden Fassung im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzumachen und dabei auch 
die durch die veränderten staatsrechtlichen 
Verhältnisse erforderlichen Anpassungen des 
Textes und der Amtsbezeichnungen vorzu- 
nehmen. 

§ 11 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen den Wortlaut der 
Besoldungsordnung für die Beamten der 
Deutschen Bundesbahn und der Anlagen in 
der nach diesem Gesetz geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt, Teil I, bekanntzu- 
machen und dabei auch die durch die verän- 
derten staatsrechtlichen Verhältnisse erfor- 
derlichen Anpassungen des Textes und der 
Amtsbezeichnungen vorzunehmen. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1953 in 
Kraft. 
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Anlage 


W ohnungsgeldzuschuß 

a) für Beamte mit weniger als drei kinderzuschlagsfähigen Kindern 


Jahresbetrag für Tarif klasse 


Ortsklasse 

I 

DM 

n 

DM 

III 

DM 

IV 

DM 

V 

DM 

VI 

DM 

VII 

DM 

Sonder- 

klasse 

2520 

2016 

1584 

1152 

864 

636 

402 

A 

2160 

1728 

1368 

1008 

732 

534 

348 

B 

1800 

1440 

1080 

i 792 | 

606 

444 

288 

C 

1368 

1080 : 

864 

648 

474 

348 

216 


b) für verheiratete, verwitwete oder geschiedene Beamte mit drei oder vier kinderzuschlags- 
fähigen Kindern 


Jahresbetrag für Tarifklasse 


Ortsklasse 

I 

DM 

II 

DM 

III 

DM 

l 

! iv 

; DM 

V 

DM 

i 

VI 

DM 


Sonder- 

klasse 

3360 

2688 

2112 

1536 

1 

1152 

846 


A 

2880 

2304 

1824 

1344 

984 

714 


B 

2400 

1920 

1440 

1056 

810 

600 


C 

1824 

1440 

1152 

864 

636 

462 



c) für verheiratete, verwitwete oder geschiedene Beamte mit fünf oder mehr kinderzuschlags- 
fähigen Kindern 


Jahresbetrag für Tarifklasse 


Ortsklasse 

I 

DM 

II 

DM 

III 

DM 

IV 

DM 

V 

DM 

VI 

DM 


Sonder- 

klasse 

3780 

3024 

2376 

1728 

1296 

954 


A 

3240 

2592 

2052 

1512 

1104 

804 


B 

2700 

2160 

1620 

1188 

912 

672 


C 

2052 

1620 

1296 

972 

714 

522 

i 
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Begründung 


In der Begründung zu dem Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Besoldungsrechts hat die Bundes- 
regierung bereits darauf hingewiesen, daß die 
seit 1945 eingetretenen Änderungen in den 
staatsrechtlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen eine Reform des geltenden Besol- 
dungsrechts erforderlich machen. Bei den 
hierfür in Angriff genommenen Vorarbeiten 
hat sich herausgestellt, daß dauerhafte Lösun- 
gen der bestehenden Probleme weitaus mehr 
Zeit erfordern, als sie für eine Vorlage noch 
in diesem Jahre zur Verfügung steht. Dauer- 
hafte Lösungen, die den Rechts- und Ar- 
beitsfrieden unter den Beamten aller Dienst- 
herren sichern sollen, setzen im übrigen klare 
und übersehbare wirtschaftliche Verhältnisse 
sowie eine gewisse Haushaltsfreiheit voraus. 
Zudem erfordert der Erlaß eines neuen Be- 
soldungsgesetzes das Vorhandensein der be- 
amtenrechtlichen Grundlage, die erst mit dem 
gegenwärtig dem Bundestag vorliegenden 
Entwurf eines Bundesbeamtengesetzes ge- 
schaffen werden soll. 

Bis zum Erlaß eines neuen Besoldungsgesetzes 
sind aber im Anschluß an die Regelungen des 
Ersten und Zweiten Änderungsgesetzes 
weitere notwendige Sofortmaßnahmen ge- 
boten. Hierzu gehören in Durchführung des 
Programms der Bundesregierung zur Förde- 
rung der Familien und der jungen Beamten 
insbesondere Maßnahmen auf dem sozialen 
Sektor des Besoldungsrechts. Außerdem 
sollen die Länder schon jetzt in die Lage ver- 
setzt werden, gewisse Notstände, die sich bei 
der Besoldung einiger Beamtengruppen er- 
geben haben, auszugleichen. 

Zu Kap. I 
Zu § 1 
Z u 1. : 

Durch die Änderung wird der Umfang der 
zulässigen Anrechnungen für die außerhalb 
des öffentlichen Dienstes verbrachten prak- 
tischen Beschäftigungszeiten erweitert und 
die Anrechnungsmethode vereinfacht. Nach 
bisherigem Recht durften diese Zeiten nur 
berücksichtigt werden, wenn sie mit gleich- 
wertiger Tätigkeit ausgefüllt waren. Sie 
konnten dann bis zur Hälfte, höchstens aber 
nur mit 4 Jahren angerechnet werden. Fort- 
an können nicht nur die praktischen Be- 


schäftigungszeiten in gleichwertiger Tätigkeit, 
sondern auch die Beschäftigungszeiten be- 
rücksichtigt werden, die als förderlich anzu- 
sehen sind. Die Einbeziehung der förderlichen 
Beschäftigungen in die Anrechnung ist be- 
rechtigt, weil auch den Beamten bei einem 
Aufstieg in die nächsthöhere Dienstlaufbahn 
infolge der Berechnung ihres Besoldungs- 
dienstalters nach § 7 des Besoldungsgesetzes 
ein Teil der in niedrigerer Laufbahn ver- 
brachten Dienstzeit erhalten bleibt. Anderer- 
seits zwingt der Umstand, daß sich nach § 7 
des Besoldungsgesetzes eine nicht gleich- 
wertige Dienstzeit nur beim Aufstieg in die 
nächsthöhere Dienstlaufbahn auswirkt, zu 
der Einschränkung, daß nur die Zeiten als 
förderlich anerkannt werden dürfen, die min- 
destens den Tätigkeitsmerkmalen der nächst- 
niedrigeren Laufbahn entsprechen. Die Zeit 
einer gleichwertigen oder förderlichen prak- 
tischen Beschäftigung außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes soll fortan, soweit sie nach 
Vollendung des 30. Lebensjahres liegt, zur 
Hälfte unmittelbar auf das Besoldungsdienst- 
alter der Eingangsgruppe der Dienstlaufbahn 
angerechnet werden, in der die planmäßige 
Anstellung erfolgt. Die Einschaltung der 
Lebensaltersgrenze von 30 Tahren ist erfor- 
derlich, weil sich aus der nach § 17 Abs. 4 
des Besoldungsgesetzes zulässigen Anrech- 
nung der nach dem vollendeten 20. Lebens- 
jahr liegenden gleichartigen praktischen Be- 
schäftigungszeiten auf das Diätendienstalter 
infolge § 5 Abs. 2 BesG. günstigstenfalls nur 
ein Besoldungsdienstalter vom 30. Lebens- 
jahr ergeben kann. Ein wesentlicher Vorteil 
der Neuregelung liegt darin, daß die bisher 
nur zum Ausgleich von Härten anwendbare 
Kannvorschrift durch eine Vorschrift ersetzt 
wird, die eine einheitliche Behandlung aller 
einschlägigen Fälle sicherstellt, gleichzeitig 
die gerade auf diesem Gebiet ungewöhnlich 
große Verwaltungsarbeit vereinfacht und 
schließlich auch für die nicht der regelmäßigen 
Dienstlaufbahn entstammenden Beamten eine 
angemessene Regelung des Besoldungsdienst- 
alters sicherstellt. 

Zu 2. : 

Mit dem ersten Satz der Neufassung des § 10 
Abs. 1 wird unter Verbesserung der Lebens- 
altersgrenze die ursprüngliche Fassung des 
Gesetzes vom 16. Dezember 1927 wiederher- 


10 



gestellt, die im Jahre 1936 bei der Angleichung 
der preußischen Besoldung an die Reichsbe- 
soldung aufgegeben worden war. Durch den 
zweiten Satz der Neufassung des § 10 Abs. 1 
erfahren ledige Beamte mit unehelichen Kin- 
dern die gleiche Behandlung wie ledige Be- 
amte, die im eigenen Hausstand aus sozialer 
oder sittlicher Verpflichtung Verwandten 
oder Verschwägerten Wohnung und Unter- 
halt gewähren (§ 10 Abs. 2). 

Z u 3. : 

Auch hier wird die ursprüngliche Fassung 
des Gesetzes vom 16. Dezember 1927 wieder- 
hergestellt, die unter dem Einfluß national- 
sozialistischen Gedankenguts im Jahre 1936 
aufgegeben worden ist. 

Z u 4. : 

Die Vorschrift entspricht nicht mehr der 
gegenwärtigen staatsrechtlichen und poli- 
tischen Lage. 

Z u 5. : 

Es handelt sich um die gleiche Vorschrift, die 
bereits im Entwurf des Ersten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Besoldungs- 
rechts enthalten war, seinerzeit aber infolge 
der Bedenken des Bundesrates nicht in das 
Gesetz aufgenommen wurde. Audi nach Ver- 
kündung des Ersten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts (6. De- 
zember 1951, Bundesgesetzbl. I S. 939) hat 
sich das gänzliche Fehlen einer Vorschrift, die 
eine Änderung des gegenwärtigen Orts- 
klassenverzeichnisses ermöglicht, sehr störend 
bemerkbar gemacht. Es dürfte nicht zweifel- 
haft sein, daß es begründete Einzelfälle gibt, 
in denen eine Änderung dringend erforder- 
lich ist. Etwaigen Bedenken des Bundesrats 
wird dadurch genügend Rechnung getragen, 
daß die Änderung des Ortsklassenverzeich- 
nisses in begründeten Ausnahmefällen an die 
Zustimmung des Bundesrats geknüpft ist. 

Zu 6. : 

Eine Staffelung der Kinderzuschläge nach 
dem Lebensalter hat bereits in den Jahren 
vor Inkrafttreten des Besoldungsgesetzes vom 
16. Dezember 1927 bestanden. Die Staffelung 
nach dem Lebensalter der Kinder wird dem 
Sinne des Kinderzuschlags, einen Beitrag zur 
Erziehung des Kindes zu leisten, am meisten 
gerecht, da erfahrungsgemäß die Aufwendun- 
gen für die Erziehung des Kindes mit stei- 
gendem Lebensalter anwachsen. Die Grenzen 
(6. und 16. Lebensjahr) bestimmen sich mit 


dem Eintritt des Kindes in die Schule und 
dem Eintritt in die Lehre oder Fachschule. 
Die Wahl des 16. Lebensjahres für die Ge- 
währung des höchsten Satzes ist auch aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
zweckmäßig, da mit diesem Zeitpunkt nor- 
malerweise die Zahlung des Kinderzuschla- 
ges aufhört und die Verwaltung ohnehin die 
Voraussetzungen für die Weitergewährung 
des Kinderzuschlags prüfen muß. Um die den 
Eltern mit zunehmendem Alter des Kindes 
zu gewährende Hilfe fühlbar zu gestalten, er- 
scheint es erforderlich, daß die Staffelung 
gegenüber dem Grundbetrae beim Schulkind 
50 v. H. und bei den älteren Kindern 100 
v. H. beträgt. 

Z u 7. : 

Die Änderung besteht darin, daß die volle 
Anrechnung einer gleichzubewertenden Tä- 
tigkeit im öffentlichen Dienst uneinge- 
schränkt zugelassen wird, daß fortan die 
volle Anrechnung nicht mehr davon ab- 
hängig ist, daß der Beamte mit der Aussicht 
auf dauernde Verwendung ständig und 
hauptsächlich mit den Dienstverrichtungen 
eines Beamten betraut gewesen ist und daß 
die Beschäftigung in unmittelbarem Anschluß 
(also ohne erhebliche Unterbrechung) bei der 
gleichen Dienstlaufbahn zur Übernahme in 
das Beamtenverhältnis geführt hat. Für die 
außerhalb des öffentlichen Dienstes in gleich- 
zubewertender Beschäftigung verbrachten 
Zeiten verbleibt es bei der bisherigen Übung. 
Diese Zeiten werden zur Hälfte auf das Di- 
ätendienstalter angerechnet. Ist eine derartige 
Beschäftigung Vorbedingung für die Über- 
nahme in das Beamtenverhältnis, so wird 
mindestens der als Vorbedingung geforderte 
Zeitraum angerechnet, wenn die Hälfte der 
Gesamtzeit hinter der geforderten Mindest- 
dienstzeit zurückbleibt. In Erweiterung der 
bisherigen Übung (Nr. 82 der Besoldungs- 
vorschriften) können künftig auch Beschäf- 
tigungszeiten in nicht gleichzubewertender 
Tätigkeit (und zwar sowohl im als auch 
außerhalb des öffentlichen Dienstes) zur 
Hälfte auf das Diätendienstalter angerechnet 
werden, wenn sie für die Beamtentätigkeit 
förderlich waren. Wegen der Auslegung des 
Begriffs „förderlich" darf auf die Begründung 
zu § 1 Nr. 1 verwiesen werden. Die Kürzung 
der anrechnungsfähigen Zeit um die Dauer 
eines nicht oder nicht voll abgeleisteten Vor- 
bereitungsdienstes ist geboten, um eine Über- 
holung der Beamten der regelmäßigen 
Dienstlaufbahn auszuschließen. 
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Zu R a p. I 
Zu § 2 

Zu I, Nr. 1. : 

Vor dem Besoldungsgesetz vom 30. April 
1920 (Reichsgesetzbl. S. 805) wurde bereits 
innerhalb aller Besoldungsgruppen ein ein- 
heitlicher Wohnungsgeldzuschuß gewährt. 
Der Bemessung des Ortszuschlags, der nach 
dem Gesetz von 1920 an die Stelle des Woh- 
nungsgeldzuschusses trat, lag jedoch nicht 
mehr die Besoldungsgruppe, sondern die 
Höhe des Grundgehalts zu Grunde. Bei Wie- 
dereinführung des W ohnungsgeldzuschusses 
im Jahre 1924 und durch das Gesetz vom 
16. Dezember 1927 wurde dieser für das 
System des Ortszuschlags an sich zutreffende 
Grundsatz aufrechterhalten. Die Beibehal- 
tung dieses Grundsatzes befriedigt aber nicht. 
Für die Gewährung eines geringeren Woh- 
nungsgeldzuschusses in den ersten Jahren 
einer Besoldungsgruppe ist der für die da- 
malige Zeit zutreffende Grundsatz maß- 
gebend gewesen, daß das Wohnraumbedürf- 
nis mit zunehmendem Alter und Vergröße- 
rung der Familie steigt. Den sich hieraus er- 
gebenden Notwendigkeiten ist aber im Jahre 
1938 durch Einführung einer sozialen Staffe- 
lung des Wohnungsgeldzuschusses genügend 
Rechnung getragen worden, so daß eigentlich 
bereits im Jahre 1938 der Grund für eine 
unterschiedliche Bemessung des Wohnungs- 
geldzuschusses innerhalb der einzelnen Besol- 
dungsgruppen entfallen war. Die vorgesehene 
Regelung stellt im übrigen einen wesent- 
lichen Beitrag zur Verbesserung der wirt- 
schaftlichen Lage der jungen Beamten und da- 
mit zur Förderung des Beamtennachwuchses 
dar. Außerdem ist sie eine nicht unbeachtliche 
Maßnahme zur Vereinfachung der Verwal- 
tung. 

Z u I , N r. 2. : 

Die Postassistentinnen, die in der Besoldungs- 
gruppe A 8 b eingestuft sind, haben die glei- 
chen Aufgaben wie die in A 8 a eingestuften 
Postassistenten zu erfüllen. Ihre anderweitige 
Eingruppierung beruhte auf der früher üb- 
lichen Minderbesoldung der weiblichen Be- 
amten. Entsprechend der durch das Grund- 
gesetz gebotenen Gleichstellung i$t eine 
weitere besondere besoldungsmäßige Behand- 
lung der Postassistentinnen nicht mehr ver- 
tretbar. 


Z u I , N r. 3 bis 14 — allgemein — : 

Vor einer Reform des geltenden Besoldungs- 
rechts können Neueingruppierungen be- 
stimmter Beamtengruppen grundsätzlich 
nicht vorgenommen werden, da andernfalls 
eine Flut von Berufungen einsetzen würde, 
die eine schwere Gefährdung des Arbeits- 
friedens zur Folge hätte. Es steht aber außer 
Zweifel, daß die Beförderungsmöglichkeiten 
nicht in allen Verwaltungen gleich sind, z. B. 
bleiben die Beförderungsmöglichkeiten in 
der Schulverwaltung aus strukturellen Grün- 
den wesentlich hinter denen anderer Ver- 
waltungen zurück. Zur Beseitigung dieses 
Notstandes sind bereits jetzt, noch vor 
Durchführung einer allgemeinen Reform, ge- 
wisse Maßnahmen erforderlich. Ein Mittel 
zur Erreichung dieses Zieles ist die in dem 
Entwurf vorgesehene Bewährungszulage für 
die Volksschullehrer, Hilfsschullehrer, Mittel- 
schullehrer und Berufsschullehrer sowie für 
die Lehrer an Höheren Schulen. Durch die 
Möglichkeit der Zahlung dieser Bewährungs- 
zulage werden die Beförderungsverhältnisse 
dieser Lehrpersonen denen vergleichbarer Be- 
amten in anderen Verwaltungen weitgehend 
angenähert. Wenn bei einigen Schularten im 
Zuge dieser Maßnahmen auch eine gewisse 
Verbesserung der Besoldung in den echten 
Beförderungsstellen eintritt, so bedeutet dies 
zum Teil die Wiederherstellung eines Rechts- 
zustandes, wie er früher schon einmal ge- 
wesen ist, und ist im übrigen zur Aufrecht- 
erhaltung eines organischen Aufbaues der Be- 
soldung der Lehrpersonen, insbesondere aus 
Gründen der Würdigung ihrer Leistung und 
Verantwortlichkeit, erforderlich. 

Soweit in dem Entwurf Landes- oder Kom- 
munalbeamte betroffen werden, sind die 
Vorschriften Rahmenvorschriften im Sinne 
von Art. 75 GG. 

ZuNr. 3 undNr. 4a: 

Die Lehrer an den Berufsschulen waren bis- 
her nicht in die Reichsbesoldungsordnung 
aufgenommen, sondern wurden in den ein- 
zelnen Ländern nach verschiedenen Grund- 
sätzen besoldet. Im Zuge der Maßnahmen 
zur Vereinheitlichung des Besoldungsrechts 
sollen auch für die Lehrer dieser Schulart 
durch Aufnahme in die Besoldungsordnung 
Rahmenvorschriften geschaffen werden. 

Die vorgesehene Einstufung der Werkstatt- 
lehrer und der technischen Lehrer entspricht 
der bisherigen Einstufung bei der Mehrzahl 
der Dienstherren. 
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Zu Nr. 4b, aa : 

Die Vorschrift ist eine Folge der Hebung der 
Hilfsschullehrer in die Besoldungsgruppe 
A 4 a 2. 

Zu Nr. 4b, bb und c : 

Volksschullehrer mit einer Bewährungszulage 
werden durch die Vorschrift künftig im End- 
gehalt den Oberinspektoren (A4 bl) gleich- 
gestellt. 

Z u N r. 5 : 

Für die Beibehaltung von Konrektorstellen 
dürfte in Anbetracht der Schaffung von Be- 
währungszulagen ein Bedürfnis nicht mehr 
bestehen. 

Zu Nr. 6a: 

Ffierdurch wird den Ländern die Möglichkeit 
gegeben, an Stelle der Gewährung von Be- 
währungszulagen die Funktion eines Fach- 
beraters entsprechend zu bewerten. 

Z u N r. 6 b : 

Die Streichung folgt aus den Vorschriften 
in § 2 I Nr. 8 a und Nr. 10 a des Entwurfs. 

Z u N r. 7 : 

Künftig sollen Berufsschullehrer, Hilfsschul- 
lehrer, Mittelschullehrer und Oberschullehrer 
einheitlich Bezüge der Besoldungsgruppe A 4 
a 2 erhalten. Das Anfangsgehalt der Gruppe 
wird gegenüber der bisherigen Regelung um 
300 DM gehoben. Für Hilfsschullehrer, Mit- 
telschullehrer und Oberschullehrer und auch 
für einen Teil der Berufsschullehrer bedeutet 
dies eine Verbesserung. Die Empfänger einer 
Bewährungszulage stehen in Zukunft dem 
Hauptlehrer einer Volksschule im Endgehalt 
gleich. Die Fußnote 1) soll es den Diensther- 
ren ermöglichen, besondere Prüfungsvoraus- 
setzungen oder andere Sonderanforderungen 
durch eine Stellenzulage bis zu 1200 DM zu 
berücksichtigen. 

Z u N r. 8 : 

Es darf hier auf die allgemeinen Bemerkun- 
gen zu Nr. 3 bis 16 verwiesen werden. 

Zu Nr. 9a: 

Die hier vorgesehene Einstufung der Leiter 
kleinster Berufsschulen und der Fachberater 
entspricht dem bisherigen Besoldungsstand 
bei der Mehrzahl der Dienstherren. 


Z u N r. 9 b : 

Die Streichung folgt aus der Vorschrift in 
§ 2 I Nr. 10 b des Entwurfs. 

Z u N r. 1 0 : 

Durch die vorgesehene Maßnahme wird erst- 
malig die Möglichkeit geschaffen, Rektoren 
besonders großer Volksschulen und die Hilfs- 
schulrektoren sowie die Leiter mittelgroßer 
Mittelschulen entsprechend ihrer Aufgabe 
und Verantwortung wie einen Amtmann 
(A 3 b) zu besolden. 

Zu Nr. 11 und 13a: 

Die Eingruppierung entspricht der bisherigen 
Besoldung bei der Mehrzahl der Dienst- 
herren. 

Zu Nr. 12: 

Es darf hier auch auf die allgemeinen Be- 
merkungen zu Nr. 3 bis 16 verwiesen 
werden. 

Zu Nr. 13b und c: 

Wegen der Notwendigkeit einer Bewährungs- 
zulage für die Studienräte wird auf die all- 
gemeine Begründung zu Nr. 3 bis 16 verwie- 
sen. Auch für die Amtsgerichtsräte sind die 
Beförderungsaussichten beschränkt, so daß 
auch bei ihnen die Schaffung der Möglichkeit 
für eine Bewährungszulage geboten ist. Diese 
Möglichkeit auch auf andere Gruppen von 
Richtern auszudehnen, erscheint nicht ange- 
bracht, da z. B. für Landgerichtsräte die Aus- 
sichten auf Erlangung einer Stelle als Land- 
gerichtsdirektor oder Oberlandesgerichtsrat 
günstiger zu bewerten sind als für Amtsge- 
richtsräte, die meistens vom Sitze eines Land- 
gerichts oder Oberlandesgerichts weiter ent- 
fernt sind. 

Zu Nr. 14a und b: 

Die Vorschrift ist eine Folge der Maßnahmen 
zu Nr. 13 b und c. 

Zu Nr. 15 und 17b: 

Durch die Vorschrift wird die Möglichkeit 
geschaffen, eine größere Zahl von Ober- 
studienräten in die Besoldungsgruppe A 2 b 
und von Oberstudiendirektoren in die Be- 
soldungsgruppe A 1 b zu heben. 

Zu Nr. 16, 17a und 18: 

Es handelt sich um neue Stellen in der Bun- 
desverwaltung, die in der Besoldungsordnung 
bisher nicht ausgebracht sind. 
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Zu II Nr. 1 und zu III: 

Vgl. die Begründung zu I Nr. 1. 

Zu II Nr. 2 : 

Es handelt sich um Stellen, die bisher in der 
Besoldungsordnung nicht ausgebracht sind. 

Zu IV: 

Es handelt sich um eine Anpassung an die 
neuen Grundgehaltssätze der Besoldungs- 
gruppe A 4 a 2. 

Zu V: 

Im Zuge der Maßnahmen zur wirtschaft- 
lichen Besserstellung der kinderreichen Be- 
amtenfamilien bringt die Vorschrift eine Er- 
höhung der Sätze für den Wohnungsgeldzu- 
schuß der Familie mit 3 und mehr Kindern. 
Die Familien mit 3 und 4 Kindern sollen hin- 
fort den Wohnungsgeldzuschuß erhalten, den 
bisher Familien mit 5 und mehr Kindern er- 
hielten. Diese wiederum sollen eine Erhö- 
hung des bisher für sie zuständig gewesenen 
Satzes um 12,5 v. H. erfahren. 

Zu Kap. II 

Allgemein. 

Die Änderung staatsrechtlicher Verhältnisse 
und die Neuorganisation der Deutschen Bun- 
desbahn durch das Bundesbahngesetz sowie 
die bisher durchgeführten Änderungen auf 
dem Gebiete des Besoldungsrechts machen 
auch gewisse Änderungen und Ergänzungen 
der Besoldungsordnung für die Beamten der 
Deutschen Bundesbahn notwendig. 

Zu § 3 I 

Zu Nr. 1 : 

Das Bundesbahngesetz (§ 54 Abs. 5) hat das 
Reichsbahngesetz aufgehoben und in § 23 
die Gewährung von Prämien, Belohnungen, 
Vergütungen geregelt. 

Zu Nr. 2 : 

Der bisherige Besoldungsplan für aufstei- 
gende Gehälter wird Besoldungsplan A (An- 
lage 1 a). 

Der Besoldungsplan für Reichsbahnbeamte 
mit festen Gehältern war bisher weder in 
der Reichsbesoldungsordnung noch in der 
Besoldungsordnung für die Reichsbahnbeam- 
ten aufgeführt. Die Dienstbezüge dieser Be- 
amten richteten sich nach dem Besoldungs- 


plan B der Reichsbesoldungsordnung. Für die 
Bundesbahnbeamten mit festen Gehältern 
ist nunmehr ein Besoldungsplan B (Anlage 
1 b) aufgestellt. 

Z u N r. 3 : 

Die Bestimmung wird im allgemeinen nur 
angewandt, wenn Beamte des Betriebsdien- 
stes in eine andere Laufbahn zu überführen 
sind, weil sie nicht mehr betriebsdiensttaug- 
lich sind. Die Festsetzung des Besoldungs- 
dienstalters kann in diesen Fällen der ober- 
sten Dienstbehörde überlassen bleiben. 

ZuNr.4: 

Die Neufassung ist bedingt durch staatsrecht- 
liche Änderung. 

Z u N r. 5 : 

An die Stelle der Zuständigkeit des Bundes- 
ministers für Verkehr kann die der obersten 
Dienstbehörde treten, weil es sich um Ent- 
scheidungen in Einzelfällen handelt. 

Zu Nr. 6 : 

Die Beamten im Vorbereitungsdienst werden 
den entsprechenden Beamten des Bundes 
gleichgestellt. 

Z u N r. 7 : 

Die Abrundungsbestimmungen des Bundes 
werden übernommen. 

Z u N r. 8 : 

Grundsätzlich soll es dem Bundespräsidenten 
Vorbehalten bleiben, die Dienstbezeichnun- 
gen der Beamten der Deutschen Bundesbahn 
festzusetzen und zu ändern. Die Eigenart des 
Bundesbahnbetriebs erfordert im einfachen, 
mittleren und einem Teil des gehobenen 
Dienstes von der Reichsbesoldungsordnung 
abweichende Dienstbezeichnungen. Insoweit 
kann dem Bundesminister für Verkehr das 
Recht eingeräumt werden, diese Dienstbe- 
zeichnungen festzulegen oder zu ändern. 

Zu Nr. 9 : 

Solange das besondere Besoldungsrecht für 
die Beamten der Deutschen Bundesbahn be- 
steht, muß die Möglichkeit geschaffen wer- 
den, die Ausführungsbestimmungen zur Be- 
soldungsordnung (Besoldungsvorschriften) 
entsprechend den Änderungen der Besol- 
dungsordnung fortzubilden. 

Die bisherige Ermächtigung soll nicht aus- 
schließlich auf den Bundesminister für Ver- 
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kehr übergehen, weil inzwischen die oberste 
Dienstbehörde für die Beamten der Deut- 
schen Bundesbahn geschaffen worden ist. 
Andererseits sind die Beamten der Deutschen 
Bundesbahn unmittelbare Bundesbeamte, 
ihre Besoldung ist weitgehend dem Bundes- 
besoldungsrecht angepaßt. Es sollen daher 
alle Maßnahmen nach § 30 an die Mitwir- 
kung des Bundesministers der Finanzen ge- 
bunden werden. 

Zu § 3 II: 

Die Besoldungsordnung muß den bisherigen 
und künftigen Änderungen des Besoldungs- 
gesetzes angepaßt werden. Damit hierzu 
nicht Ergänzungen der Regierungsentwürfe 
erforderlich werden, soll der Bundesminister 
für Verkehr ermächtigt werden, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen die Übernahme der Änderungen in die 
Besoldungsordnung anzuordnen. 

Zu § 4 I: 

Aus den Besoldungsgruppen 4 a und 14 a 
werden keine Beamten mehr besoldet. Die 
O-Gruppen waren für Beamte der österrei- 
chischen Bundesbahnen und der Böhmisch- 
Mährischen Bahnen eingerichtet worden. 

Zu II: 

Die Regelung entspricht den Bestimmungen 
in Kap. I § 2 Abschnitt I 1. 

Z u III : 

Mit der Aufstellung des Besoldungs- 
planes B (vgl. zu IV) entspricht die Bezeich- 
nung der Besoldungspläne der Besoldungs- 
ordnung für die Bundesbeamten. 

Zu IV: 

.Die Gehaltssätze und die Tarifklassen des 
Wohnungsgeldzuschusses entsprechen der Be- 
soldungsordnung B des Reichsbesoldungsge- 
setzes. Die Präsidenten der größeren Bundes- 
bahndirektionen wurden bisher schon nach 
Besoldungsgruppe 6 besoldet. Lediglich die 
Präsidenten in Kassel, Augsburg und Trier 
erhielten Bezüge nach Besoldungsgruppe 
B 7 a. 

Zu Kap. III (§ 5): 

Im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung 
haben sich die der Eingruppierung in die 
Ortsklassen D und C zugrunde liegenden 
Merkmale so „weitgehend angenähert, daß 
Unterschiede kaum noch vorhanden sind. Es 
soll deshalb dem seit langem gehegten 
Wunsch auf Überführung der Orte der Orts- 


klasse D in die Ortsklasse C entsprochen 
werden. Diese Maßnahme bedeutet eine 
wirtschaftliche Besserstellung der Beamten in 
den kleinen Städten und auf dem Lande und 
dürfte insbesondere den Beamten der Eisen- 
bahn, der Post, der Zollverwaltung, der Un- 
terrichts- und Polizeiverwaltungen sowie den 
Gemeindebeamten zugute kommen. 

Zu Kap. IV (§ 6): 

Aus den Verschiedenheiten der Besoldung 
der leitenden Kommunalbeamten, die sich 
zum Teil aus den Unterschieden des Kommu- 
nalverfassungsrechts im Bundesgebiet erklä- 
ren, haben sich unerwünschte Folgerungen 
ergeben für das Verhältnis der einzelnen 
kommunalen Verwaltungen zueinander, so- 
wie unzuträgliche Rückwirkungen und unab- 
weisbare Berufungen bei den Beamten der 
Länder und des Bundes. Da es kaum möglich 
ist, die Stellung der leitenden Kommunal- 
beamten mit entsprechenden und gleichzube- 
wertenden Beamten des Bundes zu verglei- 
chen, versagt hier die Vorschrift des § 8 des 
Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Besoldungsrechts vom 6. Dezember 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 939). Die Schaf- 
fung von Richtlinien für die Besoldung die- 
ser Beamten afs Rahmenvorschrift im Sinne 
des Artikels 75 des Grundgesetzes erscheint 
daher geboten. Es darf darauf hingewiesen 
werden, daß auch schon früher Richtlinien 
für die Besoldung der leitenden Kommunal- 
beamten erlassen worden sind. 

Zu Kap. V (§ 7): 

Wegen der Begründung für die Beibehaltung 
des Besoldungsdienstalters der Postassistentin- 
nen wird auf die Begründung zu Kap. I § 2 
Abschnitt I 2 verwiesen. 

Die Absätze 2 bis 4 betreffen Länder- oder 
Kommunalbeamte. Die Festsetzung des Be- 
soldungsdienstalters bei der Überleitung rich- 
tet sich grundsätzlich nach § 7 des Besol- 
dungsgesetzes. Da die Anwendung dieser 
Vorschrift bei den in Frage kommenden 
Überleitungen nicht völlig befriedigt, sollen 
die Dienstherren die Möglichkeit haben, bei 
der Festsetzung des Besoldungsdienstalters 
Vergünstigungen bis zu dem festgesetzten 
Ausmaß zu gewähren. Ähnliche Vorschriften 
auch für das Besoldungsdienstalter der Be- 
rufsschullehrer zu schaffen, erscheint nicht 
zweckmäßig, da die Ausgangsbasis für die 
Berechnung ihres Besoldungsdienstalters nicht 
einheitlich ist. 
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Zu § 8: 

Die vorgesehene Ermächtigung zum Erlaß 
allgemeiner Verwaltungsvorschriften er- 
scheint für eine schnelle Durchführung not- 
wendiger Maßnahmen erforderlich. 

Da § 45 Satz 1 des feesoldungsgesetzes wei- 
tergilt, bedarf es keiner Ermächtigung zu 
einer Anpassung der Besoldungsvorschriften 
an die Änderungen, die durch das Zweite Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung des Besol- 
dungsrechts und dieses Gesetz vorgenommen 
worden sind. 

Zu § 9: 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 
Zu § 10: 

Da durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts und die- 


ses Gesetz eine Reihe von Änderungen des 
Besoldungsgesetzes eingetreten sind, ist es 
notwendig, das Besoldungsgesetz in der nun- 
mehr geltenden Fassung bekanntzumachen. 
Die in § 7 des Bundespersonalgesetzes vom 
17. Mai 1950 (Bundesgesetzblatt S. 207) aus- 
gesprochene Ermächtigung reicht hierzu nicht 
mehr aus. 

Zu § 11: 

Es ist erforderlich, die Besoldungsordnung 
für die Beamten der Deutschen Bundesbahn 
wegen der zahlreichen Änderungen im Zu- 
sammenhang neu bekanntzumachen. 

Zu § 12: 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes ist für alle Bestimmungen des Ge- 
setzes der 1. Januar 1953 in Aussicht genom- 
men. 


16 



Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Besoldungsrechts 


1. Durch eine in den Entwurf aufznneh- 
mende Bestimmung ist klarzustellen, daß 
es sich bei den Bestimmungen des Ent- 
wurfs für die Landes- und Kommunal- 
beamten lediglich um Rahmenvorschrif- 
ten handelt, die als obere Grenze gelten, 
und daß die im Entwurf vorgesehenen 
Beträge für diese Beamten lediglich als 
Höchstbeträge gelten. 

Begründung: 

Im Entwurf kommt nicht hinreichend 
deutlich zum Ausdruck, daß die Bestim- 
mungen des Entwurfs für Landes- oder 
Kommunalbeamte lediglich als Rahmen- 
vorschriften im Sinne von Art. 75 GG 
gelten (vgl. z. B. § 2 I Nr. 14 b: „Erhal- 
ten zwei Jahre nach Erreichen."). Die Tat- 
sache, daß der Entwurf für Landes- 
oder Kommunalbeamte nur Rahmenvor- 
schriften enthält, muß jedoch aus dem 
Entwurf selbst, nicht nur aus der Be- 
gründung hinreichend deutlich hervor- 
gehen, wenn Mißvertändnisse vermieden 
werden sollen. 

2. In Kapitel I § 1 Nr. 1 werden im § 6 
Satz 1 die Worte „im Einvernehmen mit" 
durch die Worte „mit Zustimmung" er- 
setzt. 

Begründung: 

Es empfiehlt sich, an dem im Besoldungs- 
recht gebräuchlichen Begriff der Zustim- 
mung festzuhalten. 


3. In Kapitel I § 1 Nr. 2 ist im § 10 Abs. 1 
das Wort „vierzigsten" durch das Wort 
„fünfundvierzigsten“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Durch diese Änderung soll die Regelung 
wieder eingeführt werden, die bis zum 
Jahre 1936 in Kraft war. 

4. In Kapitel I § 1 ist Nr. 5 (§ 12 Abs. 3) 
zu streichen. 

Begründung: 

Die Bundesregierung hatte bereits in dem 
Entwurf des 1. Besoldungsänderungsge- 
setzes eine Ermächtigung zur Abänderung 
des Ortsklassenverzeichnisses in „beson- 
ders begründeten Ausnahmefällen" auf- 
genommen. Die Ermächtigung ist auf 
Antrag des Bundesrates im Vermittlungs- 
verfahren gestrichen worden, weil eine 
Ortsklassenänderung zugunsten einzelner 
Gemeinden zwangsläufig das Gesamt- 
problem der Ortsklasseneinteilung auf- 
rollen und dazu nötigen würde, andere, 
ungleich vordringlichere Aufgaben der 
Verwaltung zurückzustellen. Dieses Mo- 
tiv für die Ablehnung besteht noch heute. 

5. In Kapitel I § 1 Nr. 6 erhält § 14 Abs. 1 
folgende Fassung: 

„(1) Die Beamten erhalten für jedes 
eheliche Kind bis zum vollendeten 
vierundzwanzigsten Lebensjahr einen 
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Kinderzuschlag. Dieser beträgt für 
Kinder bis zum vollendeten sechsten 
Lebensjahr monatlich 25 DM, bis zum 
vollendeten sechzehnten Lebensjahr 
monatlich 30 DM und bis zum voll- 
endeten vierundzwanzigsten Lebens- 
jahr monatlich 35 DM.“ 

Begründung: 

Die Änderungen in der Höhe des Kinder- 
zuschlags sollen den unterschiedlichen 
Aufwendungen für die Erziehung des Kin- 
des bis zum vollendeten sechsten Lebens- 
jahr bzw. bis zum vollendeten vierund- 
zwanzigsten Lebensjahr besser Rechnung 
tragen. 

6. In Kapitel I § 1 Nr. 7 sind in § 17 Abs. 4 
die Worte „im Einvernehmen mit“ 
durch die Worte „mit Zustimmung“ zu 
ersetzen. 

Begründung: 

Siehe Begründung zu Ziffer 2. 

7. In der Besoldungsgruppe A 4 c 2 muß das 
Anfangsgehalt für Lehrer mit der bisher 
dritten Dienstaltersstufe beginnen. 

Begründung: 

Der Nachwuchsmangel im Lehrerberuf 
droht zu einer Katastrophe zu werden. 
Im Interesse der Erziehung und der Aus- 
bildung der Kinder muß ein genügend 
zahlreicher und befähigter Nachwuchs 
für den Lehrerberuf gewonnen und der 
Not besonders der Junglehrer gesteuert 
werden. Die Befürchtung, daß bei Durch- 
führung der vom Ausschuß empfohlenen 
Maßnahme andere Beamtenkategorien 
dieselbe Vergünstigung verlangen könn- 
ten, erscheint dem Ausschuß in Anbe- 
tracht des Umstandes, daß die Verant- 
wortung des Lehrers bei Dienstbeginn 
dieselbe ist wie nach langjähriger Dienst- 
zeit und daß seine Ausbildung sich seit 
Erlaß des Besoldungsgesetzes entscheidend 
geändert hat sowie in Anbetracht des er- 
heblichen öffentlichen Interesses an einer 
guten Erziehung und Ausbildung der 
Kinder nicht gerechtfertigt. 

8. In Kapitel I § 2 Abschnitt I Nr. 4 erhält 
der letzte Satz unter c) folgende Fassung: 


„Diese beträgt bei Volksschullehrern 
800 DM, bei Konrektoren (künftig 
wegfallend) 500 DM.“ 

und nachstehender Satz ist anzufügen: 

„Die Stellenzulagen für Alleinste- 
hende und Erste Lehrer werden auf 
die Bewährungszulage angerechnet.“ 

Begründung: 

Diese Ergänzung dient der Klarstellung. 

9. In Kapitel I § 2 Abschnitt I Nr. 9 a ist 

ferner einzufügen: 

„Seefahrtoberlehrer für Schiffsmaschi- 
nenwesen“. 

Begründung: 

Diese Ergänzung stellt klar, daß so- 
wohl die Seefahrt-Oberlehrer für Schiffs- 
maschinenwesen wie die übrigen Seefahrt- 
oberlehrer unter die Besoldungsgruppe 
3 c fallen. 

10. In Kapitel I § 2 Abschnitt I ist in Nr. 7 
nach „Oberlehrer bei den Justizvollzugs- 
anstalten“ die Zahl ,, 2 )“ anzufügen. 

Begründung: 

Die Oberlehrer bei den Justizvollzugsan- 
stalten waren bisher den Mittelschulleh- 
rern gleichgestellt. Sie sollten auch künf- 
tig den Mittelschullehrern insoweit gleich- 
gestellt bleiben, als ein Sechstel von ihnen 
die in 2) vorgesehene Stellenzulage er- 
halten können. 

11. In Kapitel I § 2 Abschnitt I Nr. 11 sind 
„Taubstummen-Oberlehrer“ und „Blin- 
den-Oberlehrer“ mit aufzuführen. 

Im übrigen ist in einer Anmerkung *) fol- 
gendes klarzustellen: 

„ 1) Bis zu einem Sechstel der Taubstummen- und 
Blindcn-Oberlehrer können zwei Jahre nach 
Erreichung des Endgrundgehalts eine ruhe- 
gehaltfähige und unwiderrufliche Stellen- 
zulage von 600 DM erhalten.“ 

Begründung: 

Die Aufnahme dieser Lehrergruppen in 
die Besoldungsordnung empfiehlt sich. Im 
übrigen soll den Taubstummen-Oberleh- 
rern und den Blinden-Oberlehrern die 
Möglichkeit gegeben werden, im gleichen 
Umfange die Bewährungszulage zu erhal- 
ten wie die anderen Lehrergruppen. 
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12. In Kapitel I § 2 Abschnitt I ist Nr. 13 c 
so zu ändern, daß bis zu einem Viertel 
der Landgerichtsräte, Amtsgerichtsräte 
und Staatsanwälte die dort vorgesehene 
Stellenzulage erhalten können. 

Begründung: 

Der Bundesrat spricht sich grundsätzlich 
gegen eine Verbesserung der Gehälter der 
Richter und Staatsanwälte in der Weise 
aus, daß nur bestimmten Richtern und 
Staatsanwälten Leistungs- und Bewäh- 
rungszulagen gewährt werden. Die Ge- 
währung solcher Zulagen birgt eine 
Gefährdung der richterlichen Unab- 
hängigkeit in sich, die vermieden werden 
sollte. Für den Fall, daß die vom Land 
Nordrhein-Westfalen in anderem Zu- 
sammenhang vorgeschlagene Gewährung 
einer ruhegehaltfähigen Zulage für alle 
Richter und Staatsanwälte nicht ver- 
wirklicht wird, ist der Bundesrat der 
Ansicht, daß die zu § 2 I Nr. 13 c 
empfohlene Änderung des Entwurfs vor- 
genommen werden sollte. Die Be- 
förderungsaussichten der Landgerichts- 
räte und der Staatsanwälte sind nicht bes- 
ser als die der Amtsgerichtsräte. Es ist da- 
her geboten, auch den Landgerichtsräten 
und Staatsanwälten die Stellenzulage zu 


! gewähren. Die unterschiedliche Behand- 
ung der Amtsgerichtsräte einerseits und 
der Landgerichtsräte und Staatsanwälte 
andererseits würde innerhalb der Justiz 
zu stärksten Unzuträglichkeiten führen 
und vor allem den dringend wünschens- 
werten Wechsel in der Beschäftigung als 
Richter und als Staatsanwalt erheblich er- 
schweren. 

Es reicht nicht aus, daß lediglich ein Sechs- 
tel der Landgerichtsräte, Amtsgerichts- 
räte und Staatsanwälte die Stellenzulage 
erhalten können. Es sollte wenigstens ein 
Viertel der genannten Beamten in den 
Genuß der Zulage kommen können. 

13. In Kapitel I § 2 Abschnitt I ist in Nr. 17 b 
die Zahl „7“ durch die Zahl „6“ zu er- 
setzen. 

Begrün du n g : 

Die Änderung gewährleistet eine bessere 
Berücksichtigung der verschiedenen schu- 
lischen Verhältnisse in den Ländern. 

14. In der Anlage zu Kapitel I § 2 AbsdinittV 
erhält die Aufstellung über den Woh- 
nungsgeldzuschuß für Beamte mit weni- 
ger als 3 kinderzuschlagsfähigen Kindern 
folgende Fassung: 


„Wohnungsgeldzuschuß 

a) für Beamte mit weniger als drei kinderzuschlagsfähigen Kindern 


Jahresbetrag für Tarif klasse 


Ortsklasse 

I 

DM 

n 

DM 

m 

DM 

IV 

DM 

V 

DM 

VI 

DM 

vn 

DM 

Sonder- 

klasse 

2730 

2184 

1716 

1248 

936 

684 

438 

A 

2340 

1872 

1482 

1092 

792 

576 

372 

B 

1950 

1560 

1170 

858 

654 

480 

312 

C 

1482 

1170 

936 

702 

516 

372 

234“ 


Begründung: 

Der Wohnungsgeldzuschuß beträgt gegen- 
wärtig für Beamte mit weniger als 3 Kin- 
dern 120 °/o, für Beamte mit 3 oder 4 
Kindern 140 %>, für Beamte mit 5 oder 
mehr Kindern 160 °/o der im Besoldungs- 
gesetz von 1927 festgelegten Grundbe- 
träge. 


Durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
wird nur der Wohnungsgeldzuschuß für 
Beamte mit 3 und mehr Kindern erhöht 
und zwar auf 160 °/o für Beamte mit 3 
oder 4 Kindern und auf 180 °/o für Be- 
amte mit 5 oder mehr Kindern. 

Durch den Abänderungsantrag soll der 
Wohnungsgeldzuschuß für Beamte mit 
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weniger als 3 Kindern von 120 auf 130 °/o 
erhöht werden. Dies entspricht auch dem 
gegenwärtigen Stand der Tarif Verhand- 
lungen zwischen den drei Säulen der Ar- 
beitgeber des öffentlichen Dienstes (Bund, 
Tdl, VKA) und den Gewerkschaften. 

15. Die in Kapitel IV § 6 vorgesehene Er- 
mächtigung ist mit Artikel 80 Abs. 1 des 
Grundgesetzes nicht zu vereinbaren. 

Begründung : 

Die in § 6 vorgesehene Ermächtigung ist 
nach Inhalt, Zweck und Ausmaß nicht 
hinreichend bestimmt und steht daher in 
Widerspruch zu Art. 80 I GG. 


16. In Kapitel V erhält § 9 folgende Fassung: 

4 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe 
der S§ 13 und 14 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar* 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Lande Berlin.“ 

Begründung: 

Der Wortlaut der Berlin-Klausel ist den 
Bestimmungen des Dritten Überleitungs- 
gesetzes anzupassen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundes rates zum Entwurf des Dritten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Besoldungs rechts 


I. 

Die Bundesregierung stimmt den Empfehlun- 
gen zu Ziffer 2, 3, 5, 6, 8, 9, 10, 13, 14 
und 16 zu. 

II. 

Zu den übrigen Empfehlungen ist folgendes 
zu bemerken: 

1. Zu Ziffer 1: 

Die vom Bundesrat empfohlene Auf- 
nahme einer Bestimmung, durch die klar- 
gestellt wird, daß es sich bei den Bestim- 
mungen des Gesetzentwurfes für die Lan- 
des- und Kommunalbeamten lediglich um 
Rahmenvorschriften handelt, die als 
obere Grenze gelten, und daß die im Ent- 
wurf vorgesehenen Beträge für diese Be- 
amten lediglich Höchstbeträge darstellen, 
wird nicht für erforderlich erachtet. 
Inwieweit die Vorschriften des Gesetz- 
entwurfs als Rahmenvorschriften zu gel- 
ten haben, ergibt sich aus dem betrof- 
fenen Personenkreis der Landes- und 
Kommunalbeamten. Der Bundesrat hat 
im übrigen bei den Änderungsvorschlä- 
gen zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Besol- 
dungsrechts die Einfügung der Hilfsschul- 
lehrer bei BesGr. A 4 a 2 beantragt ohne 
einen Hinweis darauf, daß auch diese 
Einfügung in das Reichsbesoldungsgesetz 
nur den Charakter einer Rahmenvor- 
schrift hatte. Diese beim Zweiten Besol- 


dungsänderungsgesetz befolgte Übung 
muß auch für das Dritte Änderungsgesetz 
maßgebend sein. Um etwaigen Zweifeln 
zu begegnen, wird für Kap. I § 2 Ab- 
schnitt I Nr. 8 d folgende Fassung vor- 
geschlagen: 

d) am Schlüsse: 

„1) Können eine ruhegehaltfähige und un- 
widerrufliche Stellenzulage von 200 DM 
erhalten.“ 

Wegen der entsprechenden Neufassung 
von Kap. I § 2 Abschnitt I Nr. 14 b wird 
auf die Stellungnahme zu Ziffer 12 der 
Änderungsvorschläge des Bundesrats ver- 
wiesen. 

2. Zu Ziffer 4: 

An der im Gesetzentwurf für den Bun- 
desminister der Finanzen vorgesehenen 
Ermächtigung, mit Zustimmung des Bun- 
desrats in besonders begründeten Aus- 
nahmefällen einzelne Orte oder Ortsteile 
in eine andere Ortsklasse einzureihen, 
muß festgehalten werden. 

Es handelt sich hier, wie in der Begrün- 
dung zum Gesetzentwurf ausgeführt ist, 
um die gleiche Vorschrift, die bereits im 
Entwurf des Ersten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Besoldungsrechts 
enthalten war, seinerzeit aber infolge der 
Bedenken des Bundesrats nicht in das Ge- 
setz aufgenommen wurde. Auch nach 
Verkündung des Ersten Gesetzes zur Än- 


21 



derung und Ergänzung des Besoldungs- 
rechts (6. Dezember 1951, Bundesgesetz- 
bl. I S. 939) hat sich das gänzliche Fehlen 
einer Vorschrift, die eine Änderung des 
gegenwärtigen Ortsklassenverzeichnisses 
ermöglicht, sehr störend bemerkbar ge- 
macht. Es dürfte nicht zweifelhaft sein, 
daß es begründete Einzelfälle gibt, in 
denen eine Änderung dringend erforder- 
lich ist. 

3. Zu Ziffer 7: 

Der Empfehlung des Bundesrats, das An- 
fangsgehalt für Lehrer mit der dritten 
Dienstaltersstufe der BesGr. A 4 c 2 be- 
ginnen zu lassen, kann nicht zugestimmt 
werden. 

Eine Erhöhung des Anfangsgehalts könnte 
nicht auf die Lehrer begrenzt, sondern 
müßte auf alle Beamten erstreckt werden. 
Entsprechende Forderungen anderer Be- 
amtengruppen, z. B. der Beamten des ge- 
hobenen Justizdienstes, liegen bereits vor. 
Die Erhöhung des Anfangsgehalts der 
Lehrer würde eine völlige Neugliederung 
aller Besoldungsgruppen erforderlich 
machen. Diese muß grundsätzlich bis zur 
allgemeinen Besoldungsreform, die nur in 
engstem Zusammenhang mit einer Finanz- 
und Steuerreform durchgeführt werden 
kann, zurückgestellt bleiben. 

Der Flinweis des Bundesrats auf den 
Nachwuchsmangel im Lehrerberuf und 
darauf, daß die Verantwortung eines 
Lehrers im Zeitpunkte seines Dienstbe- 
ginns dieselbe ist wie nach langjähriger 
Dienstzeit, trifft für alle übrigen Beamten- 
kategorien in gleicher Weise zu. Der im 
Anfangsgehalt stehende Inspektor hat die 
gleiche Verantwortung wie der aus dem 
Endgrundgehalt der BesGr. A 4 c 2 besol- 
dete Inspektor. Das Ausmaß der Schwie- 
rigkeit der einem Beamten übertragenen 
Aufgaben findet im geltenden Besoldungs- 
recht seine ausschließliche Würdigung in 
der Zuteilung der Beamten zu den Besol- 
dungsgruppen. Innerhalb der Besoldungs- 
gruppen ist für eine Abstufung des Ge- 
halts nach Vorbildung und Verantwor- 
tung kein Raum. Innerhalb der Besol- 
dungsgruppen bestimmt sich die Höhe 
des jeweils zuständigen Grundgehalts 
lediglich nach dem Besoldungsdienstalter. 
Bei der Festsetzung des Besoldungsdienst- 
alters sind die Lehrer gegenüber den ihnen 
vergleichbaren Beamten nicht benachtei- 


ligt. Die Lehrer erreichen die planmäßige 
Anstellung in dem gleichen Lebensalter, 
wie die übrigen Beamten des gehobenen 
Dienstes, die auch fast ausnahmslos Abi- 
turienten sind, einen dreijährigen Vorbe- 
reitungsdienst und eine dreijährige außer- 
planmäßige Dienstzeit ableisten müssen. 
Die Dienstbezüge der jungen Beamten 
sind im übrigen allgemein durch die mit 
dem Zweiten Besoldungsrechtsänderungs- 
gesetz vom 20. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 582) vorgenommene Er- 
höhung der Diäten wesentlich aufgebes- 
sert worden. Durch die in dem Entwurf 
des Dritten Änderungsgesetzes vorge- 
sehenen Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Wohnungsgeldzuschusses erfahren ihre 
Bezüge eine weitere Erhöhung. 

4. Zu Ziffer 11: 

Der Empfehlung, die „Taubstummenober- 
lehrer“ und die „Blindenoberlehrer“ in 
der BesGr. A 3 a mit aufzuführen, wird 
zugestimmt. Der weiteren Empfehlung, 
durch eine Anmerkung klarzustellen, daß 
bis zu einem Sechstel dieser Lehrkräfte 
2 Jahre nach Erreichen des Endgehalts 
eine ruhegehaltfähige und unwiderruf- 
liche Stellenzulage erhalten könne, wird 
mit der Einschränkung zugestimmt, daß 
diese Zulage nicht auf 600. — DM, son- 
dern auf 400. — DM bemessen wird. 

Bei Bemessung der Stellenzulage auf 
600. — DM würde eine Gleichstellung im 
Endgehalt mit den in BesGr. A 2 d einge- 
stuften Schulleitern eintreten. Es muß, 
wie bei den anderen Schularten, daran 
festgehalten werden, daß das mit Ver- 
leihen der Stellenzulage erreichbare End- 
gehalt unter dem Endgehalt der Schul- 
leitergruppen bleibt. 

Aus Gründen der Einheitlichkeit wird 
für die Fußnote folgende Fassung vorge- 
schlagen: 

,4) Bis zu einem Sechstel der Taubstummen- 
und Blindenoberlehrer können 2 Jahre 
nach Erreichen des Endgehalts eine ruhe- 
gehaltfähige und unwiderrufliche Stellen- 
zulage von 400 DM erhalten.“ 

5. Zu Ziffer 12: 

Der Empfehlung, die im Gesetzentwurf 
für ein Sechstel der Amtsgerichtsräte und 
der Studienräte vorgesehene Möglichkeit, 
2 Jahre nach Erreichen des Endgehalcs 
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eine ruhegehaltfähige und unwiderruf- 
liche Stellenzulage von 800. — DM zu er- 
halten, auf die Landgerichtsräte und 
Staatsanwälte auszudehnen, wird zuge- 
stimmt. 

Dagegen kann der Erhöhung der Quote 
von einem Sechstel auf ein Viertel nicht 
zugestimmt werden. Diese Erhöhung 
würde den Anteil der Beförderungsstellen 
für die Richter und die Staatsanwälte auf 
rund 40 v. H. der Gesamtzahl der Plan- 
stellen ansteigen lassen. Damit würde der 
Anteil der Beförderungsstellen im höheren 
Justizdienst wesentlich über dem Durch- 
schnitt der Beförderungsstellen der Ver- 
waltungsbeamten des höheren Dienstes 
liegen. Der Sinn des Gesetzentwurfs, für 
die Beamten, deren Beförderungsaussich- 
ten unter dem Gesamtdurchschnitt liegen, 
Verbesserungen mit dem Ziele der Gleich- 
stellung in den Beförderungsaussichten 
mit den übrigen Beamten zu schaffen, 
würde mit einer Erhöhung der Quote 
auf ein Viertel in das Gegenteil umge- 
kehrt werden. Eine derartige Besserstel- 
lung der Angehörigen des höheren Justiz- 
dienstes müßte berechtigte Berufungen 
auslösen und untragbare Auswirkungen 
auf die Gesamtstruktur des Besoldungs- 
rechts und auf die öffentlichen Haushalte 
der Länder zeitigen. 

Aus der Zustimmung zur Einbeziehung 
der Landgerichtsräte und Staatsanwälte 
ergeben sich folgende Änderungen: 

In Kap. I § 2 Abschnitt I erhalten 

die Nrn. 13 und 14 die nachstehende 

Fassung: 

13. In Besoldungsgruppe 2 c 2 wird ein- 
gefügt: 

a) „Leiter von Berufsschulen mit 
mindestens 2000 Schülern oder 
Schülerinnen und mindestens 14 
planmäßigen Lehrerstellen“, 

b) hinter: „Amtsgerichtsräte“ 

„Landgerichtsräte“ 
„Staatsanwälte“ 
„Studienräte“ 
die Ziffer ,, 4 )“, 

c) am Schlüsse: 


,, 4 ) Bis zu einem Sechstel der Amtsgerichts- 
räte, Landgerichtsräte, Staatsanwälte und der 
Studienräte können 2 Jahre nach Erreichen 
des Endgrundgehalts eine ruhegehaltfähige und 
unwiderrufliche Stellenzulage von 800 DM 
erhalten.“ 

14. In Besoldungsgruppe 2 c 1 wird ein- 
gefügt: 

a) hinter „Erste Staatsanwälte')“ 

„Oberamtsrichter 1 )“ 

und hinter 

„Oberstudienräte an Höheren 
Schulen 

als Leiter der Studienseminare für 
das Lehramt an Höheren Schulen, 
als Leiter von Schülerheimen mit 
mindestens 40 Schülern, 

als Leiter von Zubringeschulen, 

als ständige Vertreter der Leiter 
von Vollschulen mit mindestens 
8 Klassen 

mit Sonderauf gaben auf dem Ge- 
biet der Schulaufsicht,“ 
die Ziffer „ 3 )“, 

b) am Schlüsse: 

,, 3 ) Können 2 Jahre nach Erreichen des End- 
grundgehalts eine ruhcgehaltfähige und un- 
widerrufliche Stellenzulage von 400 DM 
erhalten“. 

6. Zu Ziffer 15: 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß 
die in § 6 des Entwurfs für den Bundes- 
minister der Finanzen vorgesehene Er- 
mächtigung, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern und mit 
Zustimmung des Bundesrats durch 
Rechtsverordnung Richtlinien über die 
Besoldung der leitenden Kommunal- 
beamten zu erlassen, mit Artikel 80 
Absatz 1 des Grundgesetzes in Wider- 
spruch stehe. Diese Auffassung wird nicht 
geteilt. Inhalt, Zweck und Ausmaß der 
Rechtsverordnung sind nach Ansicht der 
Bundesregierung durch die Begrenzung 
der Ermächtigung auf die „Aufstellung 
von Richtlinien über die Besoldung 
der leitenden Kommunalbeamten“ er- 
schöpfend umschrieben. 
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